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Entgegenkommen signalisierte Zhu 

Rongji hinsichtlich des großen Han­

delsdefizits, dass Pakistan mit der VR 

China aufweist. Zhu kündigte an, Im­

porten aus Pakistan Priorität einräu­

men zu wollen. Eine Delegation solle 

im Anschluss an seinen Besuch dem­

nächst Pakistan bereisen und verschie­

dene Güter einkaufen, die auf dem chi­

nesischen Markt absetzbar sind.

Die größte Bedeutung misst China 

allerdings offensichtlich den umfang­

reichen Infrastrukturprojekten im Zu­

sammenhang mit dem pakistanischen 

Programm zur Revitalisierung der 

Wirtschaft bei. China besitze auf die­

sem Gebiet gegenüber Pakistan so­

wohl hinsichtlich der Technologie, der 

technischen Ausstattung als auch im 

Hinblick auf Expertise und Erfahrung 

einen relativ großen Vorsprung. Das 

gelte besonders für den Bau von Stra­

ßen, Brücken, Hafenanlagen und Pro­

jekten der Energiegewinnung, so Zhu 

Rongji.

Hatte man in Pakistan offensicht­

lich die Hoffnung gehegt, China wer­

de in diesem Zusammenhang groß­

zügige Finanzhilfe leisten, so beließ 

es Zhu Rongji im Wesentlichen bei 

der Ankündigung, man wolle chine­

sische Unternehmen ermutigen, sich 

aktiv an dem ambitionierten Aufbau­

programm in Pakistan beteiligen. Un­

terstützung wurde - aus chinesischer 

Sicht nicht ganz uneigennützig - aller­

dings für zwei Megaprojekte in Aus­

sicht gestellt. Dabei handelt es sich 

um den Hafen von Gawadar und ei­

ne Küstenstraße. Gleichzeitig drängt 

China jedoch auf den weiteren Aus­

bau des Karakorum Highway zwischen 

Xinjiang und Pakistan, um auf dieser 

Trasse ein größeres Transportvolumen 

zu realisieren. In Verbindung mit neu­

en Hafenanlagen und weiteren Stra­

ßenverbindungen dürften diese Infra­

strukturprojekte nicht zuletzt der chi­

nesischen Westprovinz Xinjiang zugu­

te kommen.

Auf dem Feld der Telekommunikation 

engagieren sich bereits chinesische Fir­

men in Pakistan. So wurde am Ran­

de des Besuchs Zhu Rongjis in Is­

lamabad eine Absichtserklärung zwi­

schen dem größten staatseigenen chi­

nesischen Hersteller von Telekommu­

nikationsausrüstungen ZTE und der 

pakistanischen Mobilink GSM Ltd. 

unterzeichnet. China wird demnach 

etwa 200 Mio. US$ in den Mobilfunk­

sektor in Pakistan investieren. Das 

Unternehmen Private Pakistani Mo­

bile Telecommunication Service wird 

das notwendige Equipment für das 

Netz von der chinesischen ZTE er­

werben, die wiederum für Installation, 

Wartung und Betrieb der Anlagen so­

wie für die Ausbildung von Mitarbei­

tern zuständig zeichnen wird.

China Electronics Corp. bot Pakistan 

ergänzend alle notwendige Unterstüt­

zung für den Bau einer Satellitensta­

tion im Land an. Pakistan biete sich 

als ein idealer Standort für die Er­

richtung einer Basis für die satelliten­

gestützte Kommunikation an. (XNA, 

11.5.01; Xinhua, 12.5.01, nach BBC 

PF, 12.5.01; Radio Pakistan, 12.5.01, 

nach BBC PF, 12.5.01; Pakistan TV, 

22.5.01, nach BBC PF, 22.5.01) -kg-

Binnenwirtschaft

28 Weniger uneinbringliche 

Kredite in den Banken

Einem Bericht der Xinhua Nachrich­

tenagentur zufolge soll sich die Qua­

lität der Vermögenswerte der vier 

großen Staatsbanken im ersten Quar­

tal d.J. verbessert haben. Im Einzel­

nen berichten die vier großen staatsei­

genen Geschäftsbanken von folgender 

Entwicklung bei der Reduzierung der 

uneinbringlichen Kredite:

• Rückgang um 1,38% in der Ag­

ricultural Bank of China (ABC);

• Rückgang um 0,5% in der China 

Construction Bank (CCB);

• Rückgang um rd. 3% in der 

Bank of China (BOC);

• Rückgang um 5,62 Mrd. Yuan in 

der Industrial and Commercial 

Bank of China (ICBC) seit De­

zember 2000; der Anteil der neu 

uneinbringlich gewordenen Kre­

dite konnte auf unter 0,05% be­

schränkt werden.

Die Banken haben das Ziel, die unein­

bringlichen Kredite in den kommen­

den Jahren jährlich um 2-3% zu redu­

zieren.

Zu den Reformmaßnahmen zählt auch 

die Stärkung der bankinternen Kon­

trollen, die eine effizientere Kredit­

vergabe und -rückzahlung erlauben 

soll. Hierzu gehört beispielsweise nach 

Angaben von Liu Mingkang, Präsi­

dent der BOC, ebenfalls die Über­

prüfung der Filialleiter der Banknie­

derlassungen durch ein Kontrollteam, 

das die Richtigkeit der Kreditda­

ten überprüft, die an die Zentra­

le gemeldet werden, des gesamten 

Risikokontrollsystems der Filialen und 

der Fachkenntnisse der Manager. In 

der Vergangenheit, so Liu, hätten die 

Banken Kredite vergeben, die eigent­

lich nicht in dieser Form hätten ver­

geben werden dürfen, heute dagegen 

könnten die Banken über die Kredit­

vergabe entscheiden. (XNA, 18.5.01)

Die Financial Times berichtete Mitte 

Mai, dass in dem BOC-Jahresbericht 

die Höhe der uneinbringlichen Kredite 

mit 28% angegeben wird. Diese Quo­

te stehe in starkem Gegensatz zu den 

früher veröffentlichten Angaben. Bei­

spielsweise hätte das BOC-Topman- 

agement im Jahre 1998 eine Quote 

von 11% angegeben. Das Gesamt ver­

mögen der BOC erreichte Ende 2000 

ein Volumen von 3.430 Mrd. RMB 

(418 Mrd. US$). (FT, 13.5.01) Inwie­

weit die veränderten Definitionskrite­

rien für „uneinbringlich“ bei der Ver­

änderung der Quote uneinbringlicher 

Kredite eine Rolle gespielt haben, da­

rauf ging der Financial Tzmes-Bericht 

allerdings nicht ein.

Im letzten Jahr soll es die BOC ge­

schafft haben, ihre uneinbringlichen 

Kredite um ein Volumen von 18,5 

Mrd. RMB zu reduzieren, insbesonde­

re durch Überzeugung der Schuldner, 

ihre ausstehenden Kredite zurückzu­

zahlen. Für dieses und das nächste 

Jahr ist geplant, in ähnlicher Weise 

jeweils 20 bzw. 25 Mrd. RMB unein­

bringlicher Kredite wieder zurückzu­

holen. (FT, 13.05.01)

Die Anstrengungen der Banken, die 

Qualität ihrer Vermögensstruktur zu 

verbessern und ihre Eigenkapitalquo­

te zu erhöhen, wurde von der Regie­

rung durch Kapitalinjektionen und die 

Gründung von Auffanggesellschaften 

unterstützt. So hatte das Finanzminis­

terium 1998 durch die Bereitstellung 

von Anleihen in Höhe von 270 Mrd. 

RMB zur Stärkung der Eigenkapital­

quote beigetragen. Von den Banken 
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wurden bereits 1.300 Mrd. RMB an 

uneinbringlichen Krediten an die Ver­

mögensverwaltungsgesellschaften (As­

set Management Companies = AMC) 

zur Umstrukturierung transferiert, die 

diese dann an in- und ausländische 

Investoren verkaufen sollen. Bis En­

de 2000 sollen die vier AMC 90 Mrd. 

RMB an uneinbringlichen Krediten 

von den Banken umstrukturiert und 

dabei 24 Mrd. RMB aus den Verkäu­

fen realisiert haben. Allerdings gestal­

tete sich der Verkauf relativ schwie­

rig. (XNA, 15.5., 18.5.01) Die CEN 

berichtete im März von einem Volu­

men in Höhe von 1.470 Mrd. RMB, 

das dem Zentralbankpräsidenten Dai 

Xianglong zufolge von den AMC über­

nommen worden sei. (Ca., 2001/02, 

S.141).

Nach Einschätzung von Jiang Jian- 

qing, Präsident der ICBC, muss die 

Bank in den nächsten fünf Jahren 

rd. 100 Mrd. RMB an uneinbringli­

chen Krediten zur Verbesserung ih­

rer Vermögensstruktur loswerden. Ziel 

sei es, nach fünf Jahren den Anteil 

der Kredite auf das international oder 

in Hongkong übliche Niveau herun­

terzubringen. Die Hong Kong Mone­

tary Authority, die Zentralbank Hong­

kongs, gab die Höhe der uneinbring­

lichen Kredite Ende 2000 mit 4,39% 

durchschnittlich an.

Nach Angaben der ICBC hat die Bank 

uneinbringliche Kredite in Höhe von 

25% der gesamten Kredite. Externe 

Analysten gehen von einem höheren 

Anteil aus. Die von der ICBC ge­

gründete China Huarong Asset Man­

agement Company hat uneinbringli­

che Kredite von der Bank in Höhe von 

400 Mrd. RMB übernommen. Die ers­

ten umstrukturierten Vermögenswerte 

mit einem Volumen von rd. 3 Mrd. 

US$ sollen nunmehr an ausländische 

Investoren verkauft werden.

Jiang zufolge habe die Bank in den 

letzten zwei Jahren Gewinne aufwei­

sen können und sei in der Lage, die­

se positive Entwicklung fortzusetzen, 

sodass auch Rückstellungen für Risi­

kokredite und Abschreibungen unein­

bringlicher Kredite gemacht werden 

konnten. Nach Abzug der Rückstel­

lungen für Risikokredite sei ein Ge­

winn von 5,06 Mrd. RMB erzielt wor­

den. (SCMP, 9.5.01)

Einem Bericht der International Her- 

ald Tribüne zufolge will die Zentral­

bank noch in diesem Jahr drei der 

vier großen Staatsbanken rekapitali­

siert haben, um ihr Eigenkapital auf 

das BIS-Niveau von 8% anzuheben. 

Bisher soll nur die ICBC diesen Stan­

dard besitzen. Allerdings soll auch die 

BOC in ihrem Jahresbericht eine Ei­

genkapitalquote von 8,31% aufweisen. 

(IHT, 10.5.01)

Auch die Umwandlung der staatsei­

genen Banken in Aktiengesellschaften 

und ihre Börsennotierung werden als 

ein Mittel gesehen, um die Kommer­

zialisierung und Konsolidierung des 

Bankensystems voranzubringen. Auf 

dem Fortüne Global Forum in Hong­

kong erklärte Dai Xianglong, Präsi­

dent der Zentralbank, dass staatseige­

ne Banken mit guter Performance in 

Aktiengesellschaft umstrukturiert und 

an die Börse gebracht werden sollen. 

(XNA, 10.5.01)

Als eine weitere Methode, die Ei­

genkapitalquote zu erhöhen, scheint 

die Emission von langfristigen Bank­

schuldverschreibungen von der Regie­

rung verfolgt zu werden. Nach Anga­

ben der Financial Times werden der­

zeit entsprechende Bestimmungen für 

die Emission von langfristigen Bank­

anleihen von der Zentralbank ausge­

arbeitet. (FT, 14.5.01) -schü-

29 Kooperation mit der ILO

Mitte Mai unterzeichnete die chinesi­

sche Regierung ein Memorandum of 

Understanding über die Zusammenar­

beit mit der ILO (International La­

bor Organization). In einer Pressekon­

ferenz stellte Juan Somavia, General­

direktor der ILO, die wesentlichen Ge­

sprächspunkte und Inhalte des Memo­

randums vor.

Somavia, für den der Besuch in Bei­

jing im Mai d.J. seine erste offizi­

elle Visite in China ist, verwies in 

einer Pressekonferenz auf die große 

Herausforderung, die der Prozess der 

Globalisierung für China darstelle. Es 

sei in diesem Zusammenhang disku­

tiert worden, in welcher Form die ILO 

Chinas soziale und wirtschaftliche Re­

formen unterstützen könne. Aus dieser 

Diskussion resultiere die Vereinbarung 

über eine Zusammenarbeit. Ziel sei 

dabei, die nationale Politik in den Be­

reichen Beschäftigung, sozialer Dialog 

und soziale Sicherung in den Zusam­

menhang mit international anerkann­

ten Prinzipien und Rechten zu brin­

gen. Somavia betonte, dass die ILO ein 

qualitativ neues Niveau der Diskussi­

on und des Engagements zwischen der 

ILO und China erwarte.

Somavia strich auf der Pressekonfe­

renz die Erfolge Chinas bei der Be­

kämpfung der Armut heraus. Auch 

im Arbeitsbereich seien in den letz­

ten Jahren neue rechtliche Strukturen 

entstanden, die die Basis für kollek­

tives Aushandeln gelegt hätten. Ers­

te Schritte zur Stärkung und Diversifi­

zierung der beruflichen Bildung sowie 

beim Aufbau eines umfassenden so­

zialen Sicherungssystems seien eben­

falls unternommen worden. Anderer­

seits gebe es noch enorme Heraus­

forderungen. So müssten soziale In­

stitutionen und der Prozess des so­

zialen Dialogs mit der Dynamik des 

wirtschaftlichen Wachstums verbun­

den werden.

Das Memorandum mit China greift 

einige Schlüsselprobleme der Reform 

auf wie z.B.

• die sich entwickelnde rechtliche

Struktur der Arbeitsbeziehun­

gen;

• die soziale Absicherung für die 

Menschen in der strukturellen 

Anpassung;

• den enormen Druck zur Schaf­

fung neuer Arbeitsplätze;

• den Aufbau eines Systems von 

Arbeitsbeziehungen und Streit­

schlichtungsmechanismen, die 

einen geordneten Wandel erlau­

ben.

Somavia betonte, dass das Kooperati­

onsprogramm durch die nationale Po­

litik unterstützt werden muss. Hierzu 

gehöre die Stärkung des Bewusstseins 

dieser Probleme, rechtliche Maßnah­

men, angemessene Politiken sowie der 

Aufbau von Institutionen. Das Pro­

gramm basiere auf der Kooperation 

mit China sowie dem UN-System, den 

Bretton Woods-Organisationen sowie 

anderen Finanzinstitutionen. Soma­

via kündigte auf der Pressekonferenz 

ebenfalls an, dass die Schweiz einen 

finanziellen Fonds bereitgestellt hat, 

um ein Projekt der Entwicklung von 

Humankapital und Arbeitsbeziehun­

gen in den wirtschaftlichen Entwick­

lungszonen Chinas zu fördern. In die­
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sem Projekt würden die Prioritätsfel­

der abgedeckt, die im Memorandum 

angesprochen seien.

Obwohl die Annäherung zwischen der 

ILO und China ein wichtiger Schritt 

ist, gibt es noch viele Gegensätze, die 

scheinbar unüberwindbar sind. So hat 

China die ILO Konvention 87 über 

das Recht auf Bildung freier Gewerk­

schaften nicht unterzeichnet; auch der 

Resolution gegen Zwangsarbeit hat 

China nicht zugestimmt. Gleichzeitig 

hat China gegenüber der UN-Konven- 

tion über wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte Bedenken geäußert. 

Somavia sieht jedoch Perspektiven 

für einen konstruktiven Dialog mit 

China und mit dem Memorandum 

die Basis dafür, dass die wichtigsten 

ILO-Prinzipien von China unterstützt 

werden. Auf der Pressekonferenz wies 

Somavia auf diese Probleme hin und 

übergab gleichfalls eine Liste von in­

haftierten Arbeitern und bat im Na­

men des Committee on Freedom of 

Association um deren Freilassung. 

(www.ilo.org/public/english/bureau/ 

dgo/messages/chinamou.htm)

Zu der geplanten Studie wies die 

Vertretung des ILO-Büros in Chi­

na darauf hin, dass diese in Shang­

hai, Chongqing und Dalian durchge­

führt werde. Hierbei werde vor allem 

die Erstellung von Ausbildungsmate­

rial, Weiterbildung von Lehrern, Fra­

gen der Arbeitsbedingungen und Ar­

beitsbeziehungen im Vordergrund ste­

hen. Lehrveranstaltungen, Workshops 

und Studienreisen würden das Pro­

gramm abrunden. Kooperationspart­

ner seien die ACFTU (Allchinesische 

Gewerkschaftsförderation) sowie der 

CEC (Chinesische Unternehmeraus­

schuss) (NZZ, 19.5.01; XNA, 18.5.01) 

-schü-

30 Kauf privater Kfz wird stär­

ker gefordert

Durch verschiedene Maßnahmen wer­

den Anreize für den Kauf privater Kfz 

gesetzt. So hat beispielsweise Ende 

Mai d.J. die Staatliche Entwicklungs­

planungskommission angekündigt, die 

Preiskontrollen für inländische Fahr­

zeuge zu lockern. Bisher sind die in­

ländischen Hersteller nur in der Lage, 

ihre Preise in einem Umfang von 10% 

- bezogen auf das staatlich vorgege­

bene Preisniveau - zu verändern. Er­

gebnis dieser Preispolitik ist nach Ein­

schätzung einiger Analysten ein gerin­

ger Kfz-Absatz.

Die Lockerung der Preiskontrollen soll 

außerdem den Wettbewerb zwischen 

den inländischen Herstellern stärken 

und die Restrukturierung des Marktes 

mit Blick auf den erwarteten WTO- 

Beitritt beschleunigen. So werden die 

Zölle für importierte Kfz mit dem Bei­

tritt zur WTO bis Mitte 2006 auf 

25% von derzeit 70-80% (und teilwei­

se höher) gesenkt und ausländischen 

Fahrzeugen der Marktzugang erleich­

tert werden müssen. (XNA, 23.5.01)

Neben der Lockerung der Preise für 

Kfz stellt die Finanzierung privater 

Käufe einen weiteren Anreiz dar. So 

können Kfz über Bankkredite finan­

ziert werden. Im letzten Jahr sollen 

rd. 100.000 Fahrzeuge über eine Fi­

nanzierung verkauft worden sein. Für 

das laufende Jahr wird damit gerech­

net, dass die Zahl der Käufer auf rd. 

2 Mio. und die Finanzierung von Kfz 

auf rd. 200.000 steigen wird.

Die Finanzierung privater Kfz wird 

auch als ein Mittel zur Stärkung der 

privaten Nachfrage angesehen. Gleich­

zeitig wies Dai Xianglong, Präsident 

der Zentralbank, darauf hin, dass die 

Kfz-Finanzierung als Teil der priva­

ten Kredite zur Reform des Finanzsys­

tems beitrage. (XNA, 15.5.01)

Das Interesse am Kauf von privaten 

Kfz ist durchaus vorhanden, wie eine 

Untersuchung in Shanghai zeigt. Die­

se wurde von der Shanghai Niederlas­

sung der Industrial and Commercial 

Bank of China (ICBC) durchgeführt 

und zeigte, dass 70% der befragten 

Jugendlichen Interesse am Kauf eines 

Kfz in der nächsten Zeit haben. 90% 

der Befragten würden den Kauf mit ei­

nem Bankkredit finanzieren. Ein An­

teil von 71% der Befragten betrachtet 

die Aufnahme von Krediten zwischen 

100.000 und 200.000 RMB (12.100- 

24.200 US$) als angemessen für den 

Kfz-Kauf.

Die ICBC hat seit Oktober 1998 

Bankkredite für den privaten Kfz- 

Kauf vergeben. Bisher sollen rd. 8.600 

Personen hierüber Fahrzeuge gekauft 

haben. Die Kreditsumme belief sich 

auf rd. 800 Mio. RMB (96,73 Mio. 

US$). (XNA, 18.5.01)

Ausländische Kfz-Hersteller in Chi­

na sehen in der privaten Finanzie­

rung von Kfz ebenfalls eine große Ab­

satzchance. So bereitet VW beispiels­

weise ein Joint Venture für die Fi­

nanzierung von Autokäufen vor und 

wartet nur noch auf die notwendi­

gen rechtlichen Rahmenbedingungen 

für den Markteintritt. (NfA, 15.5.01; 

HB, 14.5.01) -schü-

31 Daten zum Arbeitsmarkt 

und zur sozialen Sicherung

Das Ministerium für Arbeit und so­

ziale Sicherung hat Anfang Mai eine 

Reihe von Daten zum Arbeitsmarkt 

und zur sozialen Absicherung für das 

Jahr 2000 vorgelegt. Einige dieser Da­

ten werden im Folgenden vorgestellt. 

(XNA, 9.5.01)

Freigesetzte Arbeitskräfte in 

den Staatsunternehmen:

Von den Staatsunternehmen wurden 

bis Ende 2000 6,57 Mio. Arbeitskräf­

te freigesetzt. Dies waren 47.000 Ar­

beitskräfte mehr als 1999. Ein An­

teil von 93,5% wurde in verschiede­

nen Wiederbeschäftigungszentren re­

gistriert; 97,3% erhielten eine Grund­

versorgung für ihren Lebensunterhalt. 

Von den 6,57 Mio. freigesetzten Ar­

beitskräften haben 3,61 Mio. eine neue 

Beschäftigung gefunden.

Berufliche Weiterbildung:

An Maßnahmen der beruflichen Wei­

terbildung nahmen 3,58 Mio. frei­

gesetzte Arbeitskräfte teil. Hiervon 

fanden 2,26 Mio. Arbeitskräfte eine 

neue Arbeitsstelle. Ende 2000 gab es 

3.792 Lehrwerkstätten in Industriebe­

trieben, in denen 1,4 Mio. Personen 

ausgebildet wurden. Darüber hinaus 

existierten 3.751 Ausbildungszentren 

und 15.000 sonstige Ausbildungsstät­

ten landesweit. Die gesamte Zahl der 

Personen, die im letzten Jahr an ei­

ner Weiterbildung teilgenommen ha­

ben, wird mit 8,96 Mio. angegeben.

Entwicklung des Arbeitsmark­

tes:

Im letzten Jahr wurden die Arbeits­

märkte in 100 großen Städten um­

strukturiert. Hierzu zählte die Ein­

richtung von Netzwerken, die Arbeits­

marktinformation liefern und die Ent­

wicklung des Arbeitsmarktes über­

wachen. Ende des Jahres existierten 

29.240 Arbeitsvermittlungsbüros, die 

9,75 Mio. Personen dabei unterstütz­

ten, eine neue Beschäftigung zu fin­

den.

http://www.ilo.org/public/english/bureau/
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Gesundheitssystems in den ländlichen 

Gebieten. Darüber hinaus waren die 

staatseigenen Unternehmen im Wett­

bewerb mit nichtstaatlichen Unter­

nehmen von den steigenden Kosten 

der Gesundheitsversorgung vor allem 

betroffen, sodass eine überbetriebli­

che Absicherung notwendig wurde. 

(Beasley, Christine, „Health care: The 

sick man of China“, in: ChinaOnline, 

http://www.chinaonline.com / commen 

tary _ analysis / instreform/News Archi 

ve/secure/2001/February/c01020560. 

asp)

Ziel der Reformen in den letzten Jah­

ren war einerseits eine Ausweitung 

der Gesundheitsversorgung auf weite­

re Bevölkerungsteile und eine Eindäm­

mung der steigenden Kosten im Ge- 

sundheitssektor. Erste Experimente in 

verschiedenen Städten ab Ende der 

80er Jahre bestanden in der Bildung 

von überbetrieblichen Fonds in staats­

eigenen Unternehmen und in Verwal­

tungen. Über einen Fonds sollten die 

Kosten der medizinischen Grundver­

sorgung und über einen anderen die 

Kosten für die Behandlung schwerer 

Krankheiten finanziert werden. Wei­

terhin wurden die Beschäftigten über 

eine Selbstbeteiligung an den Kosten 

der medizinischen Versorgung betei­

ligt. -schü-

SVR Hongkong

32 Jiang Zemin stattet Hong­

kong offiziellen Besuch ab

Jiang Zemin, chinesischer Staats­

präsident und Generalsekretär der 

KPCh, stattete Hongkong anlässlich 

des dort veranstalteten „Fortüne Glob­

al Forum“ Mitte Mai einen offizi­

ellen Besuch ab. Seine Anwesenheit 

wurde allgemein als positives Sig­

nal für die Unterstützung Hongkongs 

als Wirtschafts- und Finanzmetropole 

Asiens, aber auch für die Wertschät­

zung der politischen Autonomie der 

SVR Hongkong durch die VR China 

gewertet.

Das „Fortüne Global Forum“, das vom 

8. bis 10. Mai in Hongkong statt­

fand, wurde von AOL Time Warner 

ausgerichtet. Die Zahl der hochran­

gigen Teilnehmer aus internationalen 

Wirtschaftskreisen lag bei rund 600 

und damit etwas niedriger als im Jahr 

1999, als Shanghai ein entsprechen­

des Forum veranstaltete. Thema der 

diesjährigen Veranstaltung war der 

Umgang mit den Folgen der Asien- 

krise und die zukünftige Positionie­

rung Asiens in der globalisierten Wirt­

schaft. Insbesondere wurde der Be­

darf einer verstärkten „corporate gov- 

ernance“ und höherer Transparenz für 

die asiatischen Staaten angemahnt. 

Für die Verwaltung der SVR gab 

das Forum außerdem Gelegenheit, ei­

ne neue Kampagne zur Imagewerbung 

für Hongkong ins Leben zu rufen, die 

zum Ziel hat, den internationalen Stel­

lenwert und die Attraktivität Hong­

kongs für multinationale Unterneh­

men unter dem Motto „Asiens Welt­

stadt“ zu erhöhen.

Großes Aufsehen erregte die Tatsa­

che, dass Jiang Zemin als einziger 

Staatschef dem Forum einen offiziel­

len Besuch abstattete. Jiang reiste ge­

meinsam mit seiner Gattin und einer 

28-köpfigen Delegation festländischer 

Vertreter an, unter denen sich der chi­

nesische Außenminister Qian Qichen, 

mehrere Staatsratsvertreter auf Mi­

nisterebene sowie Provinzgouverneure 

und Bürgermeister chinesischer Groß­

städte befanden. Unter den Gästen 

war auch Jiang Zemins Sohn Jiang 

Mianheng, der der Chinesischen Aka­

demie für Wissenschaften als stellver­

tretender Direktor vorsitzt und als IT- 

Spezialist bekannt ist.

Die offizielle Rede Jiang Zemins vor 

dem Publikum des „Fortüne Global 

Forum“, die sich einem breiten Spek­

trum von wirtschaftlichen und po­

litischen Fragen in Asien widmete, 

wurde in Hongkong vor allem be­

züglich der darin enthaltenen Aussa­

gen zum politischen Verhältnis zwi­

schen der chinesischen Zentralregie­

rung und der Regierung der SVR re­

zipiert. Jiang Zemin betonte in sei­

ner Rede, dass die chinesische Regie­

rung gegenüber Hongkong eine lang­

fristig angelegte Grundsatzpolitik ver­

folge, die sich an den Prinzipien „ein 

Land, zwei Systeme“, „Hongkonger 

verwalten Hongkong“ sowie eines „ho­

hen Grades an Autonomie“ orientie­

re, wie im Basic Law festgeschrieben. 

Die Zentralregierung, so Jiang, wer­

de „[...] in dieser Politik niemals wan­

ken oder diese abändern, komme was 

wolle.“ Er bestätigte ferner die vol­

le Unterstützung der chinesischen Re­

gierung für den Regierungschef der 

SVR, Tung Chee-hwa und dessen Re­

gierungsmannschaft. Diese hätten seit 

der Übergabe Hongkongs an die VR 

China im Jahr 1997 die Geschicke der 

SVR in Anbetracht der „komplizierten 

Situation“ mit Weisheit und Kompe­

tenz gesteuert. Insgesamt hätten die 

Hongkonger gezeigt, dass sie zu einem 

erfolgreichen Management der Stadt 

in der Lage seien.

Als ein politisches Ereignis höchsten 

Ranges gab der Besuch Jiang Ze­

mins in Hongkong Anlass für zahl­

reiche Protestaktionen. Die Hongkon­

ger Polizei startete in Vorbereitung 

auf die angemeldeten Demonstratio­

nen die umfangreichsten Sicherheits­

maßnahmen seit Bestehen der SVR. 

3.000 Sicherheitskräfte wachten wäh­

rend des Forums über die Einhal­

tung der öffentlichen Ordnung und die 

Aufrechterhaltung einer Sicherheitszo­

ne von 300 Metern um den Tagungs­

ort.

Insgesamt fanden sich im Verlauf des 

dreitägigen Forums 40 Gruppen mit 

insgesamt über 3.000 Teilnehmern zu 

Protesten ein. Die zahlenmäßig größ­

te Demonstration wurde von rund 400 

Falungong-Anhängern unternommen. 

Diese protestierten gegen die Verfol­

gung der Bewegung auf dem Festland 

sowie gegen Überlegungen der vergan­

genen Wochen, auch in der SVR Hong­

kong, wo Falungong bislang als le­

gal registrierte Vereinigung aktiv ist, 

rechtliche Handhabe für ein Verbot 

von Falungong als einem gefährlichen 

„Kult“ zu schaffen. Als alarmieren­

des Signal wurde die Tatsache ge­

wertet, dass die Einwanderungsbehör­

den rund 100 Falungong-Anhängern 

aus den USA, Großbritannien, Aus­

tralien und anderen Staaten, die an 

den offiziell genehmigten Demonstra­

tionen teilnehmen wollten, die Einrei­

se nach Hongkong verweigert hatten. 

Regina Ip, die Secretary for Security 

der SVR, gestand auf spätere Nach­

frage hin ein, dass die Behörden ei­

ne „schwarze Liste“ mit den Namen 

in Hongkong „unerwünschter“ Perso­

nen führten, stritt aber ab, dass es 

sich dabei um eine Falungong-spezifi- 

sche Ausweisungspolitik handle.

Unter den Demonstranten waren au­

ßerdem mehrere hundert Festlandchi­
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